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Themenschwerpunkt 

Düngeverordnung

Das Ringen um die Düngeverordnung

Von der Ernte 
bis 31/01

16 wenn bestimmte 
Kulturen folgen

12 Grünland

16 26 Ackerland

20 wenn neue 
Kulturen folgen

22 Grünland

16 –18 Ackerland

16 Grünland

20 Ackerland Sand

0 Ackerland Lehm

20 Grünland Sand 

10 Grünland 

Deutschland Dänemark Niederlande  Polen

Gülle

Festmist 4 20

Sperrzeiten in Wochen

16 Ackerland

12 Grünland

Der Fachausschuss Umwelt des Deutschen Bauernverbandes e.V. informierte sich vor Ort in Brüssel zum 
Stand der  Düngeverordnung. (Foto: DBV)

Die Nitratrichtlinie der Europäischen Uni-
on wurde bisher kaum in deutsches Recht 
umgesetzt und die Anstrengung Deutsch-
lands zur Reduktion der Nitratgehalte wur-
de durch die EU-Kommission als nicht aus-
reichend bewertet. Infolgedessen hat der 
Gerichtshof der Europäischen Union (EUGH) 
am 21. Juni 2018 Deutschland verurteilt. 
Das Bundesministerium für Ernährung und 
Landwirtschaft (BMEL) hat daraufhin Ende 
Januar einen Vorschlag vorgelegt, der aber 
für deutlichen Unmut im Berufsstand ge-
sorgt hat. Besonders der Passus einer Decke-
lung der Düngung auf 20 Prozent unterhalb 
des Bedarfs wird aus Sicht vieler zu einem 
Ende der Produktion von Qualitätsgetreide 
führen, ähnlich wie es in Dänemark ge-
schehen ist. Da nach den eingebrachten 
Vorschlägen Anfang des Jahres keine nen-
nenswerten Fortschritte zu verzeichnen sind 
und der vom BMEL eingebrachte Zeitplan 
nicht ehrgeizig genug erscheint, übte die 
EU-Kommission wiederholt scharfe Kritik an 
der Arbeitsweise des Bundesministeriums. 
Bis Ende Februar sollte ein erster Referente-
nentwurf des BMEL veröffentlicht werden, 
mittlerweile spricht man von Mitte Juni. 
Auf den Entwurf aufbauend, soll dann aber 
schon Ende Juni mit Beginn der Sommer-
pause die Verbände- und Länderanhörung 
sowie die Abstimmung innerhalb der Re-
gierung beendet werden. 

Knackpunkte laut Gerichtshof sind in der 
Düngeverordnung von 2017 nach wie vor 
der Kontrollwert von 60kg N/ha und die, 
im Vergleich zu anderen EU-Ländern, relativ 
kurzen Sperrfristen für Gülle und Festmist. 
Nach Bekanntgabe der Vorschläge des 
BMEL im Januar hatte der Thüringer Bau-
ernverband e.V. (TBV) ein umfangreiches 
Arbeitspapier zusammengestellt und an die 
zuständigen Ministerien verschickt, um auf 
die gravierenden Auswirkungen der ein-
gereichten Vorschläge auf die thüring- 
ische Landwirtschaft aufmerksam zu ma-
chen. Anfang Mai erhielten Mitglieder des 
TBV-Fachausschusses Umwelt die Möglich-
keit, mit Vertreterinnen und Vertretern der 
EU-Kommission in Brüssel zu sprechen. Be-
sondere Bedeutung kam hierbei dem Ge-
spräch mit Claudia Olazabal, Leiterin des 
Referats Landwirtschaft, Wald und Boden 
der Generaldirektion Umwelt der Europäi-
schen Kommission, zur nationalen Umset-
zung der Nitratrichtlinie zu. Ihre Bewer-
tung war deutlich: Die Anstrengungen 
Deutschlands hinsichtlich der Düngever-
ordnung von 2017 liegen deutlich unter 
den Erwartungen der EU-Kommission im 
Hinblick auf die Umsetzung der Nitratricht-
linie. Hier muss die Bundesregierung zeit-
nah Maßnahmen präsentieren, die geeig-
net erscheinen, die Nitratgehalte im Boden 
signifikant zu reduzieren. 

Ob dies über einheitliche Regelungen über 
alle Bundesländer geschieht oder länderspe-
zifische Maßnahmen explizit entsprechend 
geografischer, klimatischer Gegebenheiten 
entwickelt werden, überlässt die EU-Kom-
mission allerdings der Bundesregierung, 
so Olazabal. Das bedeutet, dass der Bun-
desrepublik ausreichend Spielraum für 
regionalspezifische Maßnahmen zur Ver-
fügung steht. Es muss nur zweifelsfrei er-
kennbar und belegt sein, dass durch die 
Maßnahmen eine deutliche Reduzierung 
der Nitratgehalte möglich ist oder die Land-
wirtschaft als Verursacher ausgeschlossen 
werden kann.
Es bleibt abzuwarten auf welche Maßnah-
men sich der Bund mit den Ländern einigt. 
Der TBV unterstützt diesen Prozess durch 
fachliche Zuarbeiten an die Entscheidungs-
träger auf Landes- und Bundesebene. An 
dieser Stelle sei allen Beteiligten für die Un-
terstützung recht herzlich gedankt. Ziel der 
Bemühungen ist es, einen für die Thüringer 
Landwirte gangbaren Weg durchzusetzen. 
Eingereicht wurden u.a. Vorschläge zu Al-
ternativen der 20 Prozent-Deckelung der 
Düngung, die die gleiche Wirkung hätten. 
Möglichkeiten bestehen hier bei Fruchtfol-
gegestaltung und der Düngung:
• Verzicht Anbau von Winterweichwei-

zen-, Sommerweichweizen- und Som-
mer-/Winterdurum nach Getreide (Weg-
fall Stoppelweizen)

•  Rapsanbau auf der Netto-Ackerfläche auf 
maximal 18 Prozent begrenzen

• Grundsätzlicher Einsatz von Nitrifika-
tions-Hemmern mineralischer N-Dünger 
im Frühjahr für Wintergerste, Wintertri-
ticale und Winterroggen 

• Mineralische N-Düngung zu Winter-
raps und Wintergerste nach Getreide in 
der Zeitspanne von der Ernte der Vor-
frucht bis 30.09. zukünftig nur, wenn 
über eine Nmin-Untersuchung ein 
N-Bedarf nachgewiesen werden kann  
(z.B. Nmin 0 – 60cm Schichttiefe unter 
zukünftigem Raps < 50 kg Nmin / ha 
und unter zukünftiger  Wintergerste 
< 40 kg Nmin / ha)

 
Es gilt derzeit abzuwarten, wie sich das 
Bundeslandwirtschaftsministerium und die 
EU-Kommission einigen, um die drohen-
de Strafzahlung doch noch abzuwenden 
und den Gewässerschutz aktiv zu gestalten. 
Der am 6. Juni stattgefundene Düngegip-
fel in Berlin mit Vertretern der Länder und 
Verbände soll nach Angaben von den bei-
den Staatssekretären des Bundeslandwirt-
schafts- und des Bundesumweltministeri-
um, Dr. Hermann Onko Aeikens und Jochen 
Flasbarth, deutliche Fortschritte bei der Ge-
staltung der Düngeverordnung gebracht 
haben. Das BMEL ist jetzt am Zug im Inte-
resse der heimischen Landwirte praktikab-
le Lösungen zu finden.  André Rathgeber
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Thüringer Wassergesetz

Umgang mit Gewässerrandstreifen nach dem neuen ThürWG

Gewässerschutzkooperation Ostthüringen

Feldrundgang zur Umsetzung von Erosionsschutzmaßnahmen 

Themenschwerpunkt 

Mit Datum vom 7. Juni 2019 ist das Thü-
ringer Gesetz zur Neuordnung des Wasser-
wirtschaftsrechts mit dem neuen Thüringer 
Wassergesetz (ThürWG)  im Gesetz- und 
Verordnungsblatt Thüringen veröffentlicht 
worden. Das Gesetz ist somit mit Ausnahme 
des § 29 ThürWG (Gewässerrandstreifen) 
am 8. Juni 2019 in Kraft getreten. 
§ 29 ThürWG tritt am 1. Januar 2020 in 
Kraft und wird Veränderungen für die 
Bewirtschaftung der Gewässerrandstrei-
fen mit sich bringen. Danach gilt für alle 
oberirdischen Gewässer 1. und 2. Ord-
nung innerhalb bebauter Ortsteile ein Ge-
wässerrandstreifen von fünf Metern und 
im Außenbereich von zehn Metern ab Bö-
schungsoberkante (oder der Linie des Mit-
telwasserstandes bei Unklarheit über die 
Böschungsoberkante). Die jeweiligen rele-
vanten Gewässer können im Gesetz (für 
die Gewässer 1. Ordnung) bzw. in einer 
Karte des Thüringer Landesamtes für Um-
welt, Bergbau und Naturschutz eingesehen 
werden und sind auf den betrieblichen An-
trags-CD’s hinterlegt. 
Ausgenommen von der Neuregelungen 
sind:
• Straßenseitengräben, nur zeitweise 

wasserführende Gräben und Be- & Ent-
wässerungsgräben - wenn sie nur von 
wasserwirtschaftlich untergeordneter 
Bedeutung sind. 

Zuständig für Prüfung dieser Eigenschaf-
ten und ggf. Korrekturen sind die unteren 
Wasserbehörden (UWB). 
Befinden sich befestigte oder unbefestigte 
Wege im Gewässerrandstreifen, sind diese 
Teil des Randstreifens (sie gelten als begrün-
te Fläche im Sinne des Gesetzes). 

Auf den Gewässerrandstreifen sind u.a. ge-
nerell untersagt:
• Die Anwendung von Pflanzenschutz- und 

Düngemitteln, außer im Rahmen des ge-
wählten Optionsmodells (siehe unten); 
zusätzlich gelten die Bestimmungen des 
Fachrechtes – die Breite der Randstreifen 
nach ThürWG darf nicht unterschritten 
werden!

• Grünlandumbruch (sowohl nach ThürWG 
als auch Greening)

• Entfernen standortgerechter Bäume und 
Sträucher (außer im Rahmen der Forst-
wirtschaft oder der Nutzung als Kurzum-
triebsplantage), sowie die Neuanpflan-
zung nichtstandortgerechter Bäume und 
Sträucher

• Umgang mit wassergefährdenden Stof-
fen (ausgenommen in und im Zusam-
menhang mit zugelassenen Anlagen)

Optional besteht die Möglichkeit, im Au-
ßenbereich das Anwendungsverbot von 
Düngung und Pflanzenschutz von zehn Me-
ter auf fünf Meter zu reduzieren (Thüringer 
Optionsmodell). Das Modell greift wenn:
• der 5m Streifen vollständig mit Bäumen 

und Sträuchern bewachsen ist oder
• der 5m Streifen ganzjährig begrünt ist 

und nicht umgebrochen wird (dem steht 
nicht entgegen, wenn nach 4 Jahren ein 
Umbruch zur Erneuerung der Begrünung 
und zum Erhalt des Ackerlandstatus vor-
genommen wird – der bei der UWB an-
zuzeigen ist) 

• erlaubt ist jede Art von Begrünung, die 
einen durchgängigen Bewuchs erreicht, 
ausgenommen Leguminosen

Die landwirtschaftliche Nutzung ist im Ge-
wässerrandstreifen weiterhin möglich (un-

ter den genannten Einschränkungen bei 
Düngung und Pflanzenschutz, abhängig 
vom gewählten Modell). 
• Die Bestimmungen der Gewässerrand-

streifenregelung haben keine Aus-
wirkungen auf die Gewährung von 
Direktzahlungen. 

• Sofern auf den Randstreifen eine Bewirt-
schaftung stattfindet sind die Flächen 
auch für die Ausgleichszulagen-Förde-
rung zugelassen.

• Mit Inkrafttreten des ThürWG ist ein in 
KULAP-Programmen vorgeschriebener 
„freiwilliger Verzicht auf Düngung und 
Pflanzenschutz“ im Gewässerrandstrei-
fen nicht mehr möglich. Laufende Ver-
pflichtungen bei Programmen werden 
um den betreffenden Flächenanteil zu 
verringern sein (das Programm wird für 
diesen Flächenanteil sanktionsfrei been-
det), einzelne Programme wie A 425 oder 
V425 entfallen vollständig (sanktionsfrei, 
ohne Rückforderung für die gewährten 
Zuwendungen). Neue KULAP-Program-
me, welche die Neuregelung des Thür-
WG berücksichtigen, werden frühestens 
mit Geltung einer neuen GAP zur Verfü-
gung stehen.

Im Rahmen des letzten TBV-Fachausschus-
ses Umwelt- und Gewässerschutz wurde 
seitens des TMUEN angekündigt, dass es, 
sowohl zur Abgrenzung der Gewässer zwei-
ter Ordnung zu Gewässern mit wasserwirt-
schaftlich untergeordneter Bedeutung als 
auch zur neuen Gewässerrandstreifenrege-
lung, Informationsbroschüren geben wird,
die weitere Details, Beispiele und Ausle-
gungshinweise enthalten werden. 
             Beate Kirsten/Martin Hirschmann

Mit den sich abzeichnenden Klimaverän-
derungen erhöht sich das Risiko, dass auf 
erosionsgefährdeten Ackerflächen Boden- 
erosion auftritt. Dieser Sachverhalt muss 
zukünftig in der ackerbaulichen Planung 
verstärkt Berücksichtigung finden. Hier sind 
vor allem langfristig wirksame und betriebs-
wirtschaftlich tragfähige Strategien gefragt. 
In diesem Zusammenhang trafen sich am 3. 
Juni verschiedene Landwirtschaftsbetriebe 
der Gewässerschutzkooperation Thüringen 
(Teilprojekt Erosionsschutz) aus der Region 
sowie Gemeindevertreter der Stadt Saal-
burg-Ebersdorf und weitere Behördenver-
treter in Friesau und Schönbrunn. In der 
Vergangenheit hatten extreme Nieder-
schlagsereignisse zu Bodenerosionen mit 
erheblichen off- und on-site Schäden ge-
führt, was teilweise kontroverse Diskussio-
nen unter den Beteiligten bzw. Betroffenen 
zu den Möglichkeiten des Erosionsschutzes 
in der Region ausgelöst hatte. Am Beispiel 
von stark erosionsgefährdeten Ackerflächen 
stellten zwei Kooperationsbetriebe aktuell 

umgesetzte und geplante Erosionsschutz-
maßnahmen vor. Von den Vertretern der 
U.A.S. Umwelt- und Agrarstudien GmbH 
(Dr. Jörg Perner, Frau Britt Pagels) wurde 
vor Ort erläutert, dass eine Reduktion des 
Erosionsgefährdungspotenzials auf Acker-
flächen durch verschiedene Maßnahmen 
erfolgen kann. Wichtig ist dabei, dass die 
Maßnahmen einerseits zu einer erhöhten 
Wasser-Aufnahmefähigkeit des Bodens füh-
ren und andererseits mögliche Sedimentver-
lagerungen unterbunden bzw. weitestge-
hend reduziert werden. Beispielsweise kann 
durch eine Kombination von Maisanbau in 
Mulchsaat (nach Zwischenfrucht) und die 
Anlage von Erosionsschutzstreifen bzw. eine 
Schlagteilung das Risiko eines Bodenabtrags 
um fast 70 Prozent im Vergleich zum Mais- 
anbau mit wendender Bodenbearbeitung 
ohne Winterbedeckung reduziert werden. 
Herr Christian Korb von der Agrargenos-
senschaft Friesau e.G. stellte für eine sei-
ner erosionsgefährdeten Flächen dar, wie 
der Betrieb durch eine Kombination von 

Maßnahmen, hier Zwischenfruchtanbau zu 
Mais sowie Schlagteilung, die Erosionsge-
fährdung der Fläche deutlich reduziert. Auf 
dem zu einer Wohnsiedlung hin geneigten 
Bereich (auf ca. 8 ha) wurde in diesem Jahr 
als Erosionsschutz mehrjähriges Ackergras 
angebaut und der Mais in eine abgespritzte 
Zwischenfrucht-Mulch gelegt. 
Wie Herr Christian Küspert vom Agrarbe-
trieb Schönbrunn e.G. vor Ort erläuterte, 
plant der Betrieb für eine seiner erosions-
gefährdeten Ackerschläge die Umsetzung 
einer ähnlichen Strategie. Auch hier soll 
durch eine schützende Mulchauflage der 
Zwischenfrucht (vor der  Sommerung) mit 
einem Bedeckungsgrad von >30 Prozent 
die Verschlämmung des Bodens und das 
Loslösen der Bodenpartikel bei aufkommen-
den Starkniederschlagsereignissen verhin-
dern. In der Diskussion dazu wurde deut-
lich, dass für die optimale Etablierung der 
Zwischenfrucht eine rechtzeitige Aussaat 
(idealerweise Mitte August) sehr wichtig ist. 
Britt Pagels/Dr. Jörg Perner, U.A.S. Umwelt-                   

und Agrarstudien GmbH 


